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„Zu Besuch bei den Berufsemanzen“ 
So lautet der Titel eines Artikels der Zeitschrift EMMA zu Beginn dieses Jahres. Alice 
Schwarzer hat kommunale Gleichstellungsbeauftragte besucht und über ihren 
Arbeitsalltag berichtet.  
Meine Kolleginnen schildern in diesem Artikel anschaulich, mit wie vielen 
Missverständnissen und Vorurteilen man ihnen und ihrem Auftrag begegnet. 
Auch in meinem Alltag bin ich immer wieder mit Stereotypen und Vorurteilen über 
Gleichstellungsbeauftragte und ihre Arbeit konfrontiert. 
Dabei hat sich die Tätigkeit der Gleichstellungsbeauftragten (nicht nur) in den 
kommunalen Verwaltungen in den vergangenen 25 Jahren von einer eher 
psychosozialen Beratungsarbeit zu einer hochkomplexen Querschnittsaufgabe 
gewandelt. 
 
Heute ist Gleichstellungsarbeit weniger die individuelle Begleitung benachteiligter 
Frauen als das Bemühen um die Implementierung geschlechtergerechter Strukturen. 
Als Gleichstellungsbeauftragte ist es dabei meine Aufgabe, Diskriminierungspoten-
tiale aufzudecken und an ihrer Beseitigung mitzuwirken. Gleichzeitig muss bei allen 
Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträgern ein Bewusstsein für die noch 
immer nicht vollständig verwirklichte Gleichberechtigung von Frauen und Männern 
geschaffen werden. 
 
Viele Themen, für die sich Gleichstellungsbeauftragte bereits seit Jahrzehnten stark 
machen, sind mittlerweile im Mainstream angekommen. So sind bessere Angebote 
für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Erleichterung der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf in vielen Unternehmen mittlerweile selbstverständlich geworden, 
um nur ein Beispiel zu nennen. 
 
Es bewegt sich Vieles in die richtige Richtung. Aber trotz dieser positiven Entwick-
lung ist auch das bereits Erreichte immer wieder gefährdet. Gerade in Zeiten knapper 
finanzieller Ressourcen wächst die Gefahr, dass Gleichstellung und Frauenförderung 
auf der Strecke bleiben und selbstverständlich gewordene Projekte auf einmal in 
ihrer Existenz bedroht sind. In Worms haben wir diese Erfahrung im November 2012 
machen müssen, als das Ministerium für Integration, Familie, Jugend und Frauen 
des Landes Rheinland Pfalz ankündigte, die jährliche Förderung der psychothera-
peutischen Stelle beim Warbede Frauenzentrum zum 31.03.2013 vollständig 
einzustellen. 
Mit dieser Entscheidung werden Frauen, die sexuelle Gewalt erfahren haben und 
einen niedrigschwelligen Zugang zu einem kompetenten Therapieangebot benötigen, 
alleine gelassen und wichtiges Expertinnenwissen geht verloren. 
 
Warum also Gleichstellung, wo Erfolge nur langfristig sichtbar werden und das 
Erreichte immer wieder gefährdet ist? Die Frage ist ganz einfach zu beantworten: 
Weil nur eine Gesellschaft in der alle Menschen gleichberechtigt leben und sich 
unabhängig von ihrer Geschlechtsidentität frei entfalten können, eine gerechte 
Gesellschaft ist. 
 
Auf dieses Ziel hinzuarbeiten, ist mein Auftrag als Gleichstellungsbeauftragte. Die 
vergangenen zwei Jahre habe ich gemeinsam mit Kolleginnen und Kollegen, 
Kooperationspartnerinnen und Kooperationspartnern an der Erfüllung dieses 
Auftrages gearbeitet. 
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Aufgrund der Themenvielfalt war es dabei notwendig Schwerpunkte zu setzen. 
Im Folgenden werden zunächst die Aufgabenbereiche der Gleichstellungsstelle und 
die gesetzlichen Grundlagen dargelegt, die ich in meinem Arbeitsalltag mit Leben 
fülle. Im Anschluss werde ich die Schwerpunkte meiner Arbeit der Jahre 2011 und 
2012 darstellen. 
 
Zu guter Letzt sei gesagt, dass die Ergebnisse und Erfolge meiner Arbeit nicht 
möglich gewesen wären, ohne die vielen Menschen, die mich in meiner Arbeit 
unterstützen. Die Akteurinnen und Akteure in Politik und Verwaltung, die Frauen-
unterstützungseinrichtungen, mit denen ich zusammenarbeite, die Kooperations-
partnerinnen und Kooperationspartner und natürlich die Frauenverbände haben 
wesentlich dazu beigetragen, dass die Gleichstellung vorankommt. 
Mein Dank gilt auch den Wormser Bürgerinnen und Bürgern, die die Arbeit der 
Gleichstellungsstelle begleiten und immer wieder Impulse für neue, wichtige Themen 
geben, die es anzupacken gilt. 
 
Ich wünsche uns eine weitere erfolgreiche Zusammenarbeit und allen Leserinnen 
und Lesern eine spannende Lektüre. 
 
 

 
Jasmine Olbort 
Gleichstellungsbeauftragte 
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1. Aufgaben der Gleichstellungsstelle 
Für viele Bürgerinnen und Bürger, die erstmals mit der Gleichstellungsstelle in 
Kontakt kommen, ist diese Bezeichnung irreführend. Die Begriffe Gleichstellungs-
stelle oder Gleichstellungsbeauftragte implizieren eine Zuständigkeit für die Belange 
aller Bürgerinnen und Bürger, die sich gesellschaftlicher Benachteiligung ausgesetzt 
sehen. Das Tätigkeitsfeld der Gleichstellungsbeauftragten ist jedoch enger gefasst 
und ergibt sich aus den gesetzlichen Bestimmungen des §2 Abs. 6 der Gemeinde-
ordnung, der zugehörigen Verwaltungsvorschrift, sowie dem Landesgleichstellungs-
gesetz. 
 
Kommunale Gleichstellungsarbeit 
Die so genannte kommunale Gleichstellungsarbeit wird in der Gemeindeordnung als 
gesetzliche Aufgabe der Gemeinden aufgeführt. Sie umfasst den Einsatz für die 
Verwirklichung des Verfassungsauftrags der Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern. In kreisfreien Städten wird eine hauptamtliche Besetzung der 
Gleichstellungsstelle gefordert – die Benennung einer ehrenamtlichen Beauftragten 
reicht nicht aus. 
 
In der zugehörigen Verwaltungsvorschrift werden die Aufgaben der 
Gleichstellungsbeauftragten näher erläutert. Zu ihnen gehören die Initiierung, 
Durchführung und Unterstützung von Maßnahmen zur Verbesserung der sozialen 
und beruflichen Situation von Frauen, die Vernetzung mit örtlichen Frauenverbänden, 
der Erfahrungsaustausch mit anderen Gleichstellungsbeauftragten, Öffentlichkeits-
arbeit und die Beratung von Bürgerinnen. 
Es folgt die Bestimmung, dass die Gleichstellungsbeauftragte „im Rahmen der 
Aufgaben der Gemeinde die Gleichstellung von Frauen zu fördern [habe], um besteh-
ende Benachteiligungen abzubauen“1. Um diesen Auftrag zu erfüllen, nimmt sich die 
Gleichstellungsbeauftragte aller Angelegenheiten an, die als frauenrelevant zu 
verstehen sind. Dies sind gemäß Verwaltungsvorschrift „alle Angelegenheiten, die 
die Lebensbedingungen von Frauen in anderer Weise oder in stärkerem Maße 
berühren als die der Männer“2. 
 
Das Gesetz fordert von der Gleichstellungsbeauftragten also eine Fokussierung auf 
die Situation der Frauen in der Kommune. Es ist ihr Auftrag, die strukturelle 
Diskriminierung von Frauen mit dem Ziel abzubauen, die Situation der Wormserinnen 
zu verbessern, um dadurch die Gleichstellung der Geschlechter auf kommunaler 
Ebene voranzubringen.  
 
Für die Verwirklichung dieses Auftrags ist die Gleichstellungsbeauftragte nicht allein 
verantwortlich. Gleichstellungsarbeit ist als Querschnittsaufgabe zu verstehen, die 
nahezu alle Bereich des gesellschaftlichen Lebens betrifft. Für die Erreichung der 
Gleichstellung der Geschlechter sind demnach auch alle Einrichtungen einer 
Kommune verantwortlich, die mit Entscheidungen befasst sind, die das Leben von 
Frauen (und Männern) beeinflussen (könnten). 
 
Die Gleichstellungsbeauftragte unterstützt diese Entscheidungsträgerinnen und –
träger in ihrer Funktion als Beraterin und Expertin für Fragen der Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern. 
                                                 
1 VV zu §2 GemO, Ziffer 3.3.1 
2 Ebd. 
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Gleichstellung nach dem Landesgleichstellungsgesetz 
Das Landesgleichstellungsgesetz regelt die Verwirklichung der Gleichstellung von 
Männern und Frauen im öffentlichen Dienst. Bestehende Benachteiligungen von 
Frauen werden von der Gesetzgebung als Ursache für die mangelnde Gleichstellung 
der Geschlechter klar benannt.  
Die Gleichstellungsbeauftragte spielt bei der Beseitigung dieser Benachteiligungen 
eine zentrale Rolle. Sie soll in ihrer Rolle als Expertin für Gleichstellung die Dienst-
stelle bei der Umsetzung des Landesgleichstellungsgesetzes und weiterer Maßnah-
men zur Gleichstellung unterstützen. 
 
Da die kommunale Gleichstellungsbeauftragte in Worms hauptamtlich besetzt ist, 
kann von dieser die Gleichstellung nach dem Landesgleichstellungsgesetz in 
Personalunion wahrgenommen werden. 
 
Dass der Gleichstellungsbeauftragten in ihrer Funktion auch eine Kontrollfunktion 
zukommt, liegt in der Natur der Sache und führt immer wieder zu Rollenkonflikten. 
Einerseits ist die Gleichstellungsbeauftragte Teil der Verwaltung und damit der 
Dienststellenleitung unterstellt, andererseits ist sie in Ausübung ihrer Tätigkeit von 
fachlichen Weisungen frei und soll die Entscheidungen der Dienststellenleitung auf 
ihre Vereinbarkeit mit dem Landesgleichstellungsgesetz überprüfen und bei Bedarf 
intervenieren3. 
 
Zusammenfassung 
• Ziel der Gleichstellungsarbeit ist die gesellschaftliche Gleichberechtigung von 

Frauen und Männern 
 
• Die Gleichstellungsbeauftragte verfolgt dieses Ziel, indem sie auf bestehende 

Benachteiligungen von Frauen hinweist und Maßnahmen zur Verbesserung der 
Situation von Frauen initiiert – diese Vorgehensweise ist ihr gesetzlicher Auftrag 

 
• Da Gleichstellungsarbeit als Querschnittsaufgabe verstanden wird, die alle 

Aufgabengebiete einer Kommunalverwaltung tangiert, kann Geschlechtergerech-
tigkeit nur erreicht werden, wenn alle Menschen umfassend für Gleichstellungs-
fragen sensibilisiert sind 

 
• Die Arbeit der Gleichstellungsbeauftragten kann nicht erfolgreich sein, wenn 

Politik und Verwaltung die Ziele ihrer Arbeit nicht mittragen 

                                                 
3 §18 und §19 Landesgleichstellungsgesetz 
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2. Ausstattung der Gleichstellungsstelle 
Die Gleichstellungsstelle ist mit einer Vollzeitstelle für die Gleichstellungsbeauftragte 
(Jasmine Olbort) und einer Teilzeitstelle im Verwaltungsbereich (50%, bis März 2013: 
Irene Wolf, seit Mai 2013: Gabriele Schmittel) ausgestattet.  
 
Die Gleichstellungsstelle ist organisatorisch dem Bereich 7 – Stadtentwicklung 
zugeordnet und dort bei der Bereichsleitung als Stabsstelle angesiedelt. 
 
Für den verwaltungsinternen Bereich nach dem Landesgleichstellungsgesetz gibt es 
eine Stellvertreterin. Dieses Amt hat seit August 2005 Kirsten Steiner nebenamtlich 
inne. Frau Steiner ist in der Abteilung 6.2 – Stadtvermessung und Geoinformationen 
als Verwaltungsangestellte tätig.  
 
Neben der personellen Ausstattung sind auch die finanziellen Ressourcen für die 
Arbeit nicht unerheblich: Die Gleichstellungsstelle verfügte im Jahr 2011 über einen 
Etat von 7.900 €. Im Jahr 2012 verringerte sich dieser Ansatz auf 7.130 €.  
 
Aus diesen Mitteln sind alle Sachausgaben der Gleichstellungsstelle zu bestreiten 
wie beispielsweise Fachliteratur, der Druck von Flyern oder Broschüren, aber auch 
Honorare für Referentinnen oder Künstlerinnen sowie Fahrt- und Fortbildungskosten.  
 
Selbstverständlich setzt die Gleichstellungsstelle die zur Verfügung stehenden Mittel 
sparsam ein und ist bemüht, Zuschüsse vom Land Rheinland-Pfalz oder anderen 
Stellen einzuwerben.
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3. Aktivitäten der Gleichstellungsstelle 
Die vollständige Gleichberechtigung von Frauen und Männern ist in vielen Bereichen 
noch lange nicht erreicht. Zu Realisierung dieses auch vom Grundgesetz vorgege-
benen Zieles müssen alle Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger die 
Bedeutung des Themas anerkennen und die Geschlechterperspektive in ihr Handeln 
integrieren. Gleichstellungsarbeit ist und bleibt Querschnittsaufgabe, der sich im 
Idealfall alle Menschen verpflichtet fühlen und in ihrem Entscheidungsbereich zu 
ihrer Verwirklichung beitragen. Diesen Prozess auf allen Ebenen und in allen gesell-
schaftlichen Bereichen anzustoßen und zu begleiten, ist Aufgabe der Gleichstel-
lungsbeauftragten.  
Allerdings wäre hierfür der Einsatz erheblicher finanzieller und personeller 
Ressourcen notwendig, wie sie der Gleichstellungsstelle leider nicht zur Verfügung 
stehen. Aus diesem Grund war es auch in den vergangenen zwei Jahren notwendig, 
Schwerpunkte zu setzen. Themenbezogen konnten durch Kooperationen 
Ressourcen gebündelt und Synergieeffekte erzielt werden, was eine größere Reich-
weite der eigenen Arbeit zur Folge hatte. Inhalte konnten so an neue Zielgruppen, 
die bisher kaum Berührungspunkte mit der Arbeit der Gleichstellungsstelle hatten, 
transportiert werden. 
Im Folgenden sollen die einzelnen Themenbereiche, in denen die Gleichstellungs-
stelle in den Jahren 2011 und 2012 aktiv war, dargestellt und das Engagement der 
Gleichstellungsstelle exemplarisch an ausgewählten Aktivitäten veranschaulicht 
werden. 
 
3.1 Netzwerkarbeit, Vernetzung und Öffentlichkeitsarbeit 
Dass die Gleichstellungsbeauftragte als Expertin für die Gleichberechtigung der 
Geschlechter wahrgenommen wird, zeigt sich an den zahlreichen Arbeitskreisen und 
Projekten, in die sie verwaltungsintern wie -extern eingebunden ist. Dazu gehörten in 
den Jahren 2011 und 2012 unter anderem: 
 
Lenkungsgruppe Regionales Übergangmanagement (RÜM) Schule-Beruf 
Kriminalpräventiver Rat 
Arbeitsgruppe Mädchen und Frauen des Regionalen Arbeitskreises Suchtprävention 
Lenkungsgruppe zum Kommunalen Entschuldungsfond 
Beirat für Arbeit 
Beirat für Weiterbildung 
 
Ziel dieser Arbeit ist es, die Geschlechterperspektive in die Diskussion einzubringen, 
um möglichst geschlechtergerechte Ergebnisse zu erzielen. Daneben konnten 
geschlechtsspezifische Angebote angestoßen werden. So gab es beispielsweise 
Überlegungen dazu, wie der Kriminalpräventive Rat das Frauenzentrum Warbede bei 
der Umsetzung einer Kampagne gegen so genannte K.O.-Tropfen unterstützen 
könne. 
 
Netzwerk der Gleichstellungsbeauftragten 
Neben der Arbeit mit Kooperationspartnerinnen und –partnern gehört auch die 
Vernetzung mit anderen kommunalen Gleichstellungsbeauftragten und Frauenbüros 
zum Aufgabengebiet der Gleichstellungsstelle. Die Gleichstellungsstelle Worms ist in 
die Landesarbeitsgemeinschaft der kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauf-
tragten (LAG) eingebunden und nimmt an den zweimal jährlich stattfindenden Treffen 
teil, bei denen gemeinsame Strategien und Kampagnen diskutiert werden. Auch das 
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Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen des Landes 
Rheinland-Pfalz veranstaltet jährliche Netzwerktreffen, um mit den kommunalen 
Gleichstellungsbeauftragten in Dialog zu treten und Impulse aus deren täglicher 
Arbeit aufzunehmen.  
Seit März 2012 gehört die Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Worms auch dem 
Sprecherinnengremium der LAG an, wodurch ihr Engagement auf Landesebene 
verstärkt wurde. In dieser Funktion ist sie auch Ansprechpartnerin in Rheinland-Pfalz 
für die Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler Gleichstellungsstellen und 
Frauenbüros (BAG) und hält den Kontakt zu den Bundessprecherinnen, um 
landesspezifische Problemstellungen und Entwicklungen auf die Bundesebene zu 
transportieren. 
 
Frauennetzwerke auf lokaler Ebene – die AWF 
Der dritte wichtige Aspekt der Netzwerkarbeit betrifft die Vernetzung von Bürgerinnen 
und Frauenverbänden und –initiativen auf lokaler Ebene. 
Bestes Beispiel für eine gelungene, überparteiliche Vernetzung von 
Fraueninteressen auf kommunaler Ebene ist die Arbeitsgemeinschaft der Wormser 
Frauenverbände (AWF), der über 20 Verbände und Vereine angehören. Die Gleich-
stellungsstelle steht mit der AWF in einem wechselseitigen Austausch, der von 
gegenseitigem Vertrauen und Respekt geprägt ist.  
Durch die Teilnahme an den Mitgliederversammlungen der AWF erhält die 
Gleichstellungsbeauftragte Impulse für ihre eigene Arbeit und kann gleichzeitig 
Informationen und Themenvorschläge in das Gremium einbringen. Die Arbeits-
gemeinschaft der Wormser Frauenverbände ist damit eine der wichtigsten 
Multiplikatorinnen der Arbeit der Gleichstellungsstelle. 
 
Frauenveranstaltungskalender 
Erfolgreichster Beitrag der Gleichstellungsstelle zur Vernetzung der Wormser 
Frauenverbände ist der Frauenveranstaltungskalender, der von der 
Gleichstellungsstelle erstellt und herausgegeben wird. Er erscheint vierteljährlich und 
wird an die AWF-Mitgliedsvereine und weitere interessierte Frauen versandt. 
Außerdem ist er bei vielen städtischen Einrichtungen wie der Stadtbibliothek oder 
den Ortsverwaltungen erhältlich.  
Seit Januar 2011 erscheint der Frauenveranstaltungskalender in einem neuen 
Layout und mit neuem Konzept. Wie bisher üblich listet er frauenspezifische 
Veranstaltungen der AWF-Mitgliedsverbände, der Gleichstellungsstelle und der 
Volkshochschule auf. Neu eingeführt wurde ein Vorwort der 
Gleichstellungsbeauftragten, in der diese die Leserinnen über aktuelle Entwicklungen 
in der Gleichstellungspolitik informiert. Außerdem hat in jeder Ausgabe eine 
Initiativen oder Kampagne, die frauenspezifische Angebote macht, die Gelegenheit 
sich und ihre Arbeit vorzustellen. Seit dieser Überarbeitung ist die Nachfrage nach 
dem Kalender erheblich gestiegen, so dass die Auflage um fast 300 Exemplare auf 
mittlerweile 1.000 Stück gesteigert wurde. 
Viele Frauen, die zu der Gleichstellungsbeauftragten Kontakt aufnehmen, erfahren 
durch den Frauenveranstaltungskalender von ihren Angeboten. Damit ist er ein 
unverzichtbares Element der Öffentlichkeitsarbeit der Gleichstellungsstelle. 
 
Elemente der Öffentlichkeitsarbeit 
Die begrenzten Ressourcen der Gleichstellungsstelle machen es nötig, mit möglichst 
kostengünstigen Mitteln einen möglichst weiten VerteilerInnenkreis zu erreichen. Zur 
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besseren Bekanntmachung der Angebote sind in den Jahren 2011 und 2012 zwei 
wesentliche Instrumente hinzugekommen bzw. wurden überarbeitet. 
 
Mithilfe einer völlig überarbeiteten Homepage, die über www.gleichstellung-worms.de 
zu erreichen ist, sollen die Arbeit der Gleichstellungsstelle, ihre Themen und Projekte 
sowie Möglichkeiten des zivilgesellschaftlichen Engagements für Frauen vermittelt 
werden. 
Die Homepage enthält Informationen über Gleichstellungsarbeit in Worms. Es 
werden aktuelle Veranstaltungen beworben und auch allgemeine Informationen zum 
Thema Gleichstellung vermittelt. Eine umfangreiche Linkliste zu frauenspezifischen 
Informationen im Netz ist ebenso verfügbar wie eine Übersicht zu 
Beratungsangeboten für Frauen in Worms. Die überarbeitete Homepage ist somit 
erste Anlaufstelle für an Gleichstellungsarbeit interessierte Bürgerinnen und Bürger.  
 
Die Einrichtung eines regelmäßig erscheinenden Newsletters wäre wünschenswert, 
scheiterte bisher jedoch an fehlenden zeitlichen Ressourcen. 
 
Neben der Homepage stellt seit Oktober 2012 auch ein Flyer die Arbeit der  
Gleichstellungsstelle vor und  bietet einen Überblick über Auftrag, Themen und 
Serviceleistungen der Gleichstellungsstelle. Der abstrakte Begriff Gleichstellung wird 
mit Leben gefüllt und die Zielsetzung der Arbeit begründet. 
Wie auch der Frauenveranstaltungskalender ist der Flyer der Gleichstellungsstelle 
bei vielen öffentlichen Einrichtungen erhältlich und soll zukünftig noch weiter verteilt 
werden, um die Angebote der Gleichstellungsstelle noch bekannter zu machen. 
Vernetzung ist jedoch nicht nur ein wichtiges Instrument der Gleichstellungsstelle 
sondern auch Thema ihrer Arbeit. Vor allem im Jahr 2012 hat sich die Gleichstel-
lungsstelle – nicht nur am Internationalen Frauentag – diesem Thema gewidmet. 
 
Insgesamt bleibt festzustellen, dass Gleichstellungsarbeit ohne funktionierende, 
tragfähige Netzwerke nicht möglich ist. Darüber hinaus ist die Gleichstellung von 
Frauen und Männern – sei es in der Arbeitswelt oder in der Politik – ohne die Bildung 
von Frauennetzwerken nicht erreichbar. Die Bedeutung solcher sich gegenseitig 
stärkender Bündnisse kann kaum überschätzt werden.  
 
3.2 Internationaler Frauentag 
Der Internationale Frauentag ist der öffentlichkeitswirksamste Tag für die Themen 
Gleichstellung und Frauenförderung. Er generiert besonders viel Aufmerksamkeit 
und ist daher gut geeignet, um die Themen der Gleichstellungsstelle auch den 
Menschen näher zu bringen, die sich in ihrem Alltag nicht mit diesen Fragen 
auseinandersetzen. So können neue Unterstützerinnen und Unterstützer gewonnen 
und der geforderte Bewusstseinswandel vorangebracht werden. 
 
100 Jahre Internationaler Frauentag 
Im Jahr 2011 wurde der Frauentag in Deutschland zum 100. Mal begangen. Initiiert 
wurde er bereits im August 1910 von der Feministin und Sozialistin Clara Zetkin auf 
der zweiten internationalen sozialistischen Frauenkonferenz. Am 19. März 1911 
wurde der Frauentag dann erstmals in Deutschland und einigen weiteren Staaten 
gefeiert. 
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Wichtigstes Thema war die Forderung des aktiven und passiven Wahlrechts für 
Frauen. Auch die Lohngleichheit war bereits damals ein zentrales Anliegen und ist es 
bis heute. 
Zum 100. Frauentag in Worms veranstaltete die Gleichstellungsstelle ein Erzählcafé 
im Rathaus, bei dem sich Frauen gemeinsam an ihre Erlebnisse während der 
zweiten Frauenbewegung in Worms erinnerten. Moderiert wurde die 
Gesprächsrunde, an der rund 80 Frauen teilnahmen, von Ulrike Schäfer. Daneben 
stellten Wormser Frauenverbände sich und ihre Geschichte vor. 
 
Positives Klüngeln 
Im Jahr 2012 stellte die Gleichstellungsstelle ihre Aktivitäten zum Frauentag unter 
das Motto „Frauen vernetzen sich!“. Die gegenseitige Unterstützung und Förderung 
innerhalb (in-)formeller Netzwerke ist für Frauen noch immer nicht so 
selbstverständlich wie für Männer. Frauen sind seltener in Netzwerkstrukturen 
eingebunden und lehnen diese Form der Austauschbeziehungen eher ab. Dabei sind 
Frauen erfolgreicher, wenn sie sich beim Erreichen ihrer Ziele gegenseitig 
unterstützen – und zwar sowohl in der beruflichen Sphäre wie auch beim 
Organisieren der Herausforderung Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
 
Zu diesem Thema bot die Gleichstellungsstelle in Zusammenarbeit mit 
verschiedenen Kooperationspartnerinnen insgesamt drei Veranstaltungen an. 
Am 8. März veranstaltete sie gemeinsam mit den Migrationsberatungsstellen von 
Internationalem Bund und Arbeiterwohlfahrt ein Internationales Frauenfrühstück. Hier 
konnten Frauen aller Nationalitäten miteinander ins Gespräch kommen und Kontakte 
knüpfen, die über die eigene Lebenswelt hinausgingen. Gleichzeitig wurde ein 
niedrigschwelliger Zugangsweg zu Migrationsberatungsstellen geschaffen und die 
Arbeit der Gleichstellungsstelle bekannter gemacht. An dem gemeinsamen 
Frühstück nahmen ungefähr 40 Frauen teil. 
 
Am 9. März luden Gleichstellungsstelle und Volkshochschule zum „Klüngeln“ ein. Die 
Autorin Anni Hausladen führte die ca. 30 Teilnehmenden in die Kunst des beruflichen 
Netzwerkens ein und ermöglichte ihnen das Gelernte gleich in praktischen Übungen 
auszuprobieren. Die Veranstaltung wurde vor allem von Frauen besucht, die sich 
beruflich umorientieren bzw. nach einer längeren Familienphase wieder in den Beruf 
einsteigen wollen. 
Im Anschluss an Frau Hausladens Vortrag gab es Gelegenheit, das Klüngeln in 
informellem Rahmen in Frankenthal bei einem Konzert der Frauenband Kick la Luna 
ausklingen zu lassen, das die Gleichstellungsstellen der Städte Frankenthal und 
Worms gemeinsam veranstalteten. 
 
Neben den von der Gleichstellungsstelle selbst organisierten Veranstaltungen gab es 
auch zahlreiche Aktivitäten anderer Gruppen, die den 8. März zum Anlass nahmen, 
um Frauenrechte und Gleichberechtigung zum Thema zu machen. So veranstaltete 
unter anderem der Kunstverein Worms anlässlich der Finissage seiner Ausstellung 
„Available Option“ eine Podiumsdiskussion zum Thema Prostitution und die 
Ortsgruppe von Amnesty International klärte mit einem Stand auf dem Obermarkt 
über Frauenrechtsverletzungen auf. Auch beging die Arbeitsgemeinschaft der 
Wormser Frauenverbände ihr 50jähriges Jubiläum mit einem Brunch und 
anschließendem Kabarett im Hagenbräu. 
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Die Gleichstellungsbeauftragte wurde bei einigen dieser Veranstaltungen um ihre 
Teilnahme und Mitwirkung gebeten – ein weiteres Indiz dafür, dass sie auch von den 
Bürgerinnen und Bürgern als Expertin für Gleichberechtigung und 
Geschlechtergerechtigkeit wahrgenommen wird. 
 
3.3 Schwerpunktthema 2011: Spezifische Belange von Migrantinnen 
Im Jahr 2011 setzte die Gleichstellungsbeauftragte den Fokus ihrer Arbeit auf die 
besondere Situation und die spezifischen Bedarfe und Bedürfnisse von Migrantinnen. 
Frauen mit Migrationshintergrund sind mehrfach von Diskriminierungen betroffen – 
als Frauen und als Migrantinnen. Aus dieser Situation entstehen besondere Bedarfe 
in den verschiedensten Lebensbereichen.  
Drei dieser Lebensbereiche wurden während der Veranstaltungsreihe „Frauen 
zwischen den Kulturen“ näher beleuchtet. Die Veranstaltungen, die als Fachtagun-
gen für Multiplikatorinnen und Multiplikatoren von Gleichstellungsstelle und den 
Beauftragten für Migration und Integration konzipiert waren, widmeten sich den 
Themen Gesundheit, Gewalt und Erziehung. Für die Fachvorträge konnten 
anerkannte Expertinnen und Experten gewonnen werden. Insgesamt wurden durch 
die Veranstaltungen ca. 150 Multiplikatorinnen und Multiplikatoren für die spezifi-
schen Belange von Migrantinnen sensibilisiert. 
 
Gesundheitsversorgung von Migrantinnen 
Wenn wir uns mit dem Thema Migrantinnen und Gesundheit beschäftigen, ergeben 
sich zwei zentrale Fragestellungen, mit denen sich auch die erste der drei 
Fachtagungen befasste. 
 
• Sind Migrantinnen häufiger bzw. anders krank? 
• Wie sieht eine Gesundheitsversorgung aus, die den spezifischen Bedürfnissen 

von Migrantinnen entspricht? 
 
Die Frauengesundheitsforschung hat ergeben, dass Frauen mit Migrationshinter-
grund eine höhere Betroffenheit bei psychischen und psychosomatischen 
Erkrankungen aufweisen, als Frauen ohne Migrationshintergrund4. Die Gründe für 
diesen Zustand sind vielfältig und bisher noch nicht abschließend wissenschaftlich 
erklärt. Hinzu kommt, dass Migrantinnen aufgrund ihrer unterschiedlichen kulturellen 
Prägungen über (psychische und psychosomatische) Erkrankungen anders 
sprechen, in dem sie zum Beispiel Symptome anders wahrnehmen und schildern. 
Dies führt dazu, dass Ärztinnen und Ärzten, die keine Kenntnisse in kultursensibler 
Gesundheitsversorgung besitzen, ihre Patientinnen nur unzureichend versorgen 
können. 
Diesen Zustand zu verändern und die Aufklärung von medizinischem Personal sowie 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von Fachberatungsstellen war Ziel der ersten 
Fachtagung. 
 
Gewalt gegen Migrantinnen 
Die zweite, im Mai 2011 veranstaltete Fachtagung befasste sich mit der erhöhten 
Gewaltbetroffenheit von Migrantinnen sowie mit spezifischen Gewaltformen, denen 
Migrantinnen ausgesetzt sind. 

                                                 
4 Weilandt, Caren et. al. (2003): Gutachten zur psychischen, psychosozialen und psychosomatischen 
Gesundheit von Migrantinnen, Wissenschaftliches Institut der Ärzte Deutschland: Bonn, S.4.  
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Eine Studie des Bundesfamilienministeriums aus dem Jahr 2004 ergab, dass Frauen 
mit türkischem Migrantionshintergrund überdurchschnittlich häufig Gewalt in Familie 
und Partnerschaft erfahren5. Hinzu kommt, dass die Gewalt, die sie erleben, 
massiver ist und häufiger mit Angst um das eigene Leben einhergeht6. 
Die Ergebnisse einer Studie zum Umfang und Ausmaß von Zwangsverheiratung aus 
dem Jahr 2011 ergaben, dass jährlich in Deutschland etwa 3.400 Menschen von 
Zwangsverheiratung bedroht oder betroffen sind. Die überwiegende Mehrheit dieser 
Betroffenen ist weiblich7. 
Wie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Beratungsstellen und andere 
Vertrauenspersonen der Betroffenen wie Lehrerinnen und Lehrer mit Mädchen und 
Frauen umgehen können, wenn diese sich ihnen anvertrauen und welche Hand-
lungsmöglichkeiten es gibt, wurde bei dieser Fachtagung behandelt. Außerdem 
wurde über Hilfs- und Vernetzungsstrukturen in Rheinland-Pfalz informiert. 
 
Am Abend fand für die interessierte Öffentlichkeit zusätzlich eine Lesung zum Thema 
statt, die in Kooperation mit dem Weißen Ring organisiert wurde. 
 
Kulturabhängige Erziehungsvorstellungen 
Der dritte Fachtag der Veranstaltungsreihe „Frauen zwischen den Kulturen“ befasste 
sich mit kulturell geprägten Erziehungsvorstellungen. Erziehung hat einen 
wesentlichen Einfluss darauf, welche geschlechtsspezifischen Rollenvorstellungen 
Kinder übernehmen und in ihr Weltbild integrieren.  
Welche Folgen und Konflikte für Jugendliche entstehen, wenn sie mit Geschlechter-
bildern konfrontiert werden, die nicht ihren eigenen, durch Erziehung erlernten 
Vorstellungen entsprechen, war Thema dieser Veranstaltung. 
Außerdem wurden Lösungsansätze vorgestellt, wie Beschäftigte im Erziehungs-
wesen und in der Jugendarbeit mit Kindern bzw. Jugendlichen und deren Eltern 
umgehen können, die kulturell bedingt andere Erziehungsvorstellungen haben als die 
jeweiligen Schulen, Kindertageseinrichtungen und Jugendangebote. 
Die Notwendigkeit interkultureller Teams und kultursensibler Angebote wurden durch 
einen Bericht aus der Praxis von Diplom-Psychologin Arife Faßnacht ergänzt, die in 
der Beratungsstelle für Kinder, Jugendliche und Eltern Mannheim-Mitte tätig ist. 
 
Die gesamte Veranstaltungsreihe ermöglichte, Multiplikatorinnen und Multiplikatoren 
für die Notwendigkeit kultur- und geschlechtssensibler Konzepte in der Erziehungs- 
und Beratungsarbeit zu sensibilisieren und vermittelte erste Kenntnisse 
interkultureller Arbeitsmethoden. 
 
3.4 Frauen in der Arbeitswelt 
Viele Benachteiligungen von Frauen finden in der Arbeitswelt statt. Die dort vorhan-
denen Diskriminierungsstrukturen haben entscheidende Auswirkungen auf die 
Lebenssituation von Frauen in Deutschland. Aus diesem Grund standen Benachteili-
gungen von Frauen im Berufsleben auch im Mittelpunkt des Berichts zur Gleichstel-
lungspolitik der Bundesregierung „Gleiche Wege – gleiche Chancen?“. 

                                                 
5 Gemäß der Studie „Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland“ haben 
25% aller in Deutschland lebenden Frauen mindestens einmal in ihrem Leben körperliche und/oder 
sexuelle Gewalt durch einen Partner oder Ex-Partner erlebt. Eine Zusatzbefragung ergab, dass 33% 
der Frauen mit türkischem Migrationshintergrund diese Erfahrung gemacht haben. 
6 BMFSFJ (2004): Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland“ 
7 BMFSFJ (2011): Zwangsverheiratung in Deutschland: Anzahl und Analyse von Beratungsfällen. 
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Gleiche Wege – Gleiche Chancen? 
Im 2011 herausgegebenen ersten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung hat 
eine Kommission von Expertinnen und Experten die Gleichstellungspolitik der 
Bundesregierung auf ihre Konsistenz überprüft. Ziel des Berichts war es, politischen 
Handlungsbedarf zu identifizieren, um Frauen und Männern in allen Phasen ihres 
Lebens gleiche Chancen zu ermöglichen. Weiterhin sollten Zukunftsfelder der 
Gleichstellungspolitik ermittelt und analysiert werden8. 
 
Die Sachverständigenkommission kommt zu dem Schluss, dass die in den 
vergangenen Jahren und Jahrzehnten gleichstellungspolitische Maßnahmen 
unverbunden nebeneinander stehen und sich im schlimmsten Fall sogar offen 
widersprechen. So soll beispielsweise der Ausbau der Kinderbetreuungsangebote 
vor allem Frauen die Vereinbarkeit von Familie und Beruf erleichtern und ihnen eine 
rasche Rückkehr in den Beruf ermöglichen. Gleichzeitig subventioniert das 
Ehegattensplitting das Alleinverdienermodell mit traditioneller Rollenverteilung.  
So wurden eklatante Fehlanreize geschaffen, deren ökonomische und soziale Folgen 
für die jeweiligen Frauen aber auch für die gesamte Gesellschaft fatal sind. 
Besonders deutlich kritisiert der Bericht die politische Förderung von Minijobs. Diese 
wirken sich zwar aufgrund der kostenlosen Mitversicherung in der Krankenkasse des 
Ehepartners und das Ehegattensplittings kurzfristig positiv aus. Allerdings gelingt der 
von der Politik oft propagierte Übergang in eine sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung nur sehr selten9. Dem Bericht zufolge existiert kein anderes 
europäisches Land, in dem Teilzeit arbeitende Frauen mit durchschnittlich 18,2 
Wochenstunden, so kurze Arbeitszeiten haben. Dies liegt auch an der Vielzahl der 
Minijobs.  
Die durch diese kurzen Arbeitszeiten entstehende Gefahr der Altersarmut – die ja 
auch heute schon weiblich ist – wird durch weitere Einflussfaktoren wie 
beispielsweise die Entgeltungleichheit, die geschlechtsspezifische Berufswahl, die 
Unterrepräsentanz in Führungspositionen und die Schwierigkeit des beruflichen 
Wiedereinstiegs nach einer Familienphase weiter verstärkt. 
Gerade weil sich die Strukturen in der Arbeitswelt auf Frauen in so vielfältiger und 
massiver Weise nachteilig auswirken, ist dies ein Schwerpunktthema der 
Gleichstellungsstelle und wird es auch zukünftig bleiben. 
 
Im Einzelnen hat sich die Gleichstellungsstelle in den Jahren 2011 und 2012 im 
Themenbereich „Arbeits- und Berufsleben“ mit folgenden Aktionen engagiert. 
 
Berufswahlverhalten von Jugendlichen 
Für welchen Beruf sich Jugendliche interessieren, ist von vielen Faktoren abhängig. 
Schulabschlüsse und die Berufe der Eltern beeinflussen diese wichtige Entscheidung 
ebenso wie die Berufswünsche und Entscheidungen von Freundinnen und Freunden 
und natürlich die eigenen Interessen und Fähigkeiten. 
Doch auch das Geschlecht spielt – meist unterbewusst – eine wesentliche Rolle bei 
den Überlegungen der Jugendlichen.  

                                                 
8 BMFSFJ (2011): Neue Wege – Gleiche Chancen? Gleichstellung von Frauen und Männern im 
Lebensverlauf, Erster Gleichstellungsbericht der Bundesregierung, S. 3. 
9 BMFSFJ (2011): Neue Wege – Gleiche Chancen? Gleichstellung von Frauen und Männern im 
Lebensverlauf, Erster Gleichstellungsbericht der Bundesregierung, S. 7. 
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Vor allem das Berufswahlverhalten von Mädchen ist stark eingeschränkt. Während 
Jungen sich überwiegend für Ausbildungen und Studiengänge im technischen und 
handwerklichen bzw. naturwissenschaftlichen Bereich interessieren, wählt mehr als 
die Hälfte der Mädchen aus nur zehn verschiedenen Ausbildungsberufen im dualen 
System – kein einziger naturwissenschaftlich-technischer ist darunter. 
Zu diesen beliebtesten Berufen zählen vor allem Tätigkeiten im sozialen und 
kaufmännischen Bereich sowie klassisch Dienstleistungsberufe, die geringe 
Aufstiegsmöglichkeiten bieten und in der Regel schlechter bezahlt sind als so 
genannte Männerberufe10. 
Damit sich dies ändert, wurde im Jahr 2001 der Girls’ Day ins Leben gerufen. 
Seitdem öffnen Unternehmen immer am 4. Donnerstag im April für einen Tag ihre 
Türen für interessierte Mädchen und lassen sie in Berufe hineinschnuppern, die 
hauptsächlich von Männern ausgeübt werden. 
 
Girls’ und Boys’ Day in Worms 
Im Jahr 2011 veranstaltete die Gleichstellungsstelle in Kooperation mit den 
Beauftragten für Migration und Integration ein Medienprojekt zum Girls’ Day, in das 
auch ein Angebot zum Boys’ Day integriert war. 
Je ein weiblich und ein männlich besetztes Filmteam erlernte von einer 
Medienpädagogin die Grundlagen in Kameraführung und Schnitt und besuchte im 
Anschluss Jungen und Mädchen, die in für ihr Geschlecht untypischen Berufen 
Praktika absolvierten. Aus den Aufnahmen entstand dann ein spannender Film über 
unterschiedliche Berufsbilder, der das Berufswahlverhalten von Jungen und 
Mädchen thematisierte und für eine Öffnung des bisher eingeschränkten Blickwinkels 
der Jugendlichen warb. 
 
Im Jahr 2012 beteiligten sich auf Initiative der Gleichstellungsbeauftragten erstmals 
mehrere Abteilungen der Stadtverwaltung Worms gemeinsam mit dem Entsorgungs- 
und Baubetrieb am Girls’ und Boys’ Day. 
Neben den Werkstätten des  Entsorgungs- und Baubetriebs beteiligten sich die 
Feuerwehr der Stadt Worms sowie die Rathausdruckerei, die EDV-Abteilung, die 
Wirtschaftsförderung und die Hochbauabteilung der Stadtverwaltung an der Aktion. 
Den Vormittag verbrachten die Mädchen in den verschiedenen Abteilungen und 
schnupperten in die unterschiedlichen Berufe hinein. Nach einem gemeinsamen 
Mittagessen und einer Information zu Ausbildungsberufen bei der Stadtverwaltung 
Worms absolvierten die Jugendlichen am Nachmittag einen von der 
Gleichstellungsstelle und dem CJD angebotenen Berufeparcours. Dieser vom 
Technikzentrum Minden entwickelte Parcours ermöglicht es Jungen und Mädchen, 
ihre Stärken und Schwächen zu erkunden und auszuprobieren, welche Tätigkeiten 
ihnen Spaß machen und ihren Neigungen entsprechen. An zehn Stationen konnten 
die Teilnehmenden zum Beispiel Drähte biegen, sägen, Schaltungen aufbauen oder 
ihre Geschicklichkeit trainieren. 
Zum Nachmittagsprogramm waren auch die Teilnehmer des parallel stattfindenden 
Boys’ Days eingeladen, der in der Stadtbibliothek und einigen Kindertagesstätten 
stattfand. Im Jahr 2012 beteiligten sich insgesamt 20 Mädchen und 12 Jungen an 
den verschiedenen Girls’ und Boys’ Day-Angeboten der Stadtverwaltung und des 
Entsorgungs- und Baubetriebs Worms. Eine Wiederholung und Ausweitung des 
Angebots in den kommenden Jahren ist geplant. 

                                                 
10 http://www.girls-day.de/Girls_Day_Info/Daten_und_Fakten (zuletzt abgerufen: 05. März 2013) 
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Exkurs: Ein Boys’ Day zur Jungenförderung? 
Die Gleichstellungsstelle hat in den Jahren 2011 und 2012 parallel zum Girls’ Day 
auch einen Boys’ Day angeboten, um Jungen für typische Frauenberufe vor allem im 
Sozial- und Erziehungsbereich zu begeistern. 
Auch wenn die Veranstaltungen durchaus erfolgreich waren, stellt sich die Frage, wie 
eine wirkungsvolle, dem Ziel der Geschlechtergerechtigkeit verpflichtete Jungen-
arbeit aussehen kann. Es ist fraglich, ob der Boys’ Day hierfür der richtige Weg ist.  
 
Dies hat mehrere Gründe: 
Zwar ist das Berufswahlverhalten von Jungen ähnlich eingeschränkt wie das der 
Mädchen, allerdings hat dieser Zustand völlig andere persönliche und gesellschaft-
liche Konsequenzen. Der Girls’ Day verfolgt deshalb das Ziel, die Lebenssituation 
von Mädchen zu verbessern, indem diese dazu motiviert werden, sich für Berufe mit 
besseren Karriere- und Verdienstmöglichkeiten zu entscheiden. Langfristig soll 
hierdurch die Entgeltungleichheit verringert und der Anteil an Frauen in Führungs-
positionen erhöht werden. Frauen wären als Folge dieser Veränderungen eher in der 
Lage, ihren Lebensunterhalt dauerhaft selbst zu sichern und Altersarmut von Frauen 
könnte verringert werden.  
Es stellt sich die Frage, ob teilnehmende Jungen tatsächlich motiviert werden sollten, 
Berufe zu ergreifen, von denen Mädchen aus oben erläuterten Gründen am gleichen 
Tag abgebracht werden sollen. 
Entscheidend ist beim Boys’ Day nicht, was individuell für die jeweiligen Jungen am 
Besten ist und ihre beruflichen Perspektiven nachhaltig verbessert, sondern welcher 
Zustand gesellschaftlich als erstrebenswert gilt. Fakt ist: In Pflegeberufen und auch 
im Erziehungsbereich werden qualifizierte Fachkräfte dringend gesucht - mehr 
Männer in diesen Berufsgruppen gelten als wünschenswert. 
 
Aus Sicht der Gleichstellungsstelle ist es problematisch, Jungen zu Berufen zu raten, 
deren Arbeitsbedingungen und vor allem deren geringe Bezahlung immer wieder in 
Kampagnen und Aktionen wie dem Equal Pay Day kritisiert werden. 
Auch die immer wieder vorgetragene Argumentation, das Gehaltsniveau würde 
steigen und die Arbeitsbedingungen würden sich verbessern, wenn erst einmal 
genügend Männer in den Pflege-, Erziehungs- und Gesundheitsberufen tätig seien, 
ist aus Sicht der Gleichstellungsstelle nicht zielführend. Vielmehr reproduziert und 
stützt dieses Argumentationsmuster eine sexistischen Gesellschaft, die den Wert 
einer Tätigkeit danach bewertet, ob sie von Männern oder von Frauen ausgeübt wird.  
 
Da es gesetzlicher Auftrag der Gleichstellungsstelle ist, genau diesen Zustand zu 
überwinden, kann sie sich diese Argumentation nicht zu Eigen machen. 
 
Als Alternative zu einer Veranstaltungsform, die Jungen in typische Frauenberufe 
hineinschnuppern lässt, sollten männliche Jugendliche am Boys’ Day eher zum 
Thema Geschlechterrollen arbeiten, um Stereotype und Rollenzuweisungen in Frage 
stellen und langfristig überwinden zu können. 
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Gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
Schon beim ersten Internationalen Frauentag im Jahr 1911 forderten die Frauen 
neben dem Frauenwahlrecht auch die gleiche Entlohnung von Frauen und Männern. 
Ein Ziel, das bis heute nicht erreicht ist. Die Lohnlücke in Deutschland betrug im Jahr 
2012 noch immer 23%. Im europäischen Durchschnitt beträgt der so genannte 
Gender Pay Gap 16,4% - Deutschland liegt damit europaweit in Sachen Entgelt-
gleichheit auf dem drittletzten Platz.  
 
Gründe für die ungleiche Bezahlung von Frauen und Männern sind unter anderem:11 
 
• Frauen haben schlechtere Zugangschancen zum Arbeitsmarkt und kommen 

seltener in Führungspositionen 
• typische Frauenberufe werden traditionell schlechter entlohnt 
• Frauen arbeiten aufgrund der noch immer weit verbreiteten Verteilung von Haus- 

und Familienarbeit häufiger in Teilzeit als Männer 
 
Aufgrund häufiger Erwerbsunterbrechungen zur Haus- und Familienarbeit, Teilzeit-
arbeit und der Tätigkeit in schlechter bezahlten Berufen erhöht sich die Lohnlücke 
zwischen Frauen und Männern im Rentenalter auf fast 60%. Damit sind vor allem 
Frauen akut von Altersarmut bedroht oder bereits betroffen. 
 
Der Equal Pay Day markiert den Tag, an dem Frauen das durchschnittliche 
Einkommen erzielt haben, das Männer bereits am 31. Dezember des Vorjahres 
erreichten. Im Jahr 2012 war dies am 23. März der Fall. 
 
Um auf die bestehende Entgeltungleichheit aufmerksam zu machen und um die 
Bürgerinnen und Bürger für die Gründe dieser Situation zu sensibilisieren, schlossen 
sich ver.di und DGB-Frauen, der Sozialverband Deutschland, Jusos, die Arbeitsge-
meinschaft sozialdemokratischer Frauen und die Gleichstellungsstelle der Stadt 
Worms zusammen und informierten mit einem Aktionsstand vor der Kaiserpassage 
über den Equal Pay Day. 
 
Auch zukünftig wird das Thema Frauen im Berufsleben in all seinen Facetten eines 
der wichtigsten Themen der Gleichstellungsarbeit bleiben. Dieser Aspekt hat 
entscheidenden Einfluss auf die Lebenssituation von Frauen und Männern und kann 
die Gleichstellung der Geschlechter je nach Gestaltung der gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen auf deren Basis individuelle Lebensentscheidungen getroffen 
werden, sowohl bremsen als auch fördern. 
 
3.5  Frauen in der Politik 
 
„Es gibt Menschen, die im Volk die absolute Mehrheit stellen und im Parlament die 
wenigsten Sitze haben. Fragen Sie die Männer, warum.“ 
   Johanna Dohnal (1939-2010),  
   erste Frauenministerin Österreichs 
 
Die Unterrepräsentanz von Frauen auf allen politischen Ebenen ist einer der 
sichtbarsten Indikatoren für die mangelnde Gleichstellung von Frauen und Männern 

                                                 
11 Für weitere Informationen: www.equalpayday.de 
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in unserer Gesellschaft. Im Bundestag beträgt der Frauenanteil 32,9%, wobei die 
Fraktion CDU/CSU mit nur 19% den niedrigsten Anteil weiblicher Abgeordneter hat12. 
Im Landtag Rheinland-Pfalz beträgt der Frauenanteil 39,6%13. 
So erfreulich diese Zahlen auch sein mögen – auf der kommunalen Ebene setzt sich 
dieser Trend trotz verbindlicher Quotenregelungen vieler Parteien leider nicht fort. 
So beträgt der Frauenanteil in kommunalen Parlamenten des Landes Rheinland-
Pfalz durchschnittlich nur 16,8%. Die kreisfreien Städte, in denen der Frauenanteil 
traditionell höher ist, haben durchschnittlich 32% Frauen in ihren Räten. 
Worms liegt mit 27% leider noch unter diesem Wert – und das, obwohl der Frauen-
anteil im Stadtrat in der Vergangenheit bereits bei über 30% lag. Es kann also nicht 
davon ausgegangen werden, dass der Frauenanteil von Wahl zu Wahl stetig ansteigt 
und die Unterrepräsentanz von Frauen in der Politik ganz von selbst mit der Zeit 
Geschichte wird. Seit mehr als 15 Jahren stagniert der Frauenanteil auf Bundes-, 
Landes- und kommunaler Ebene rund um die 30%-Marke. 
 
Mentoring vor Ort 
Im Hinblick auf die Kommunalwahlen im Jahr 2014 hat das Ministerium für 
Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen die Aktion „Mentoring vor Ort“ ins 
Leben gerufen. Dabei schließen sich lokale Bündnispartnerinnen zusammen und 
organisieren auf kommunaler Ebene ein Mentoringprojekt, bei dem erfahrene 
Kommunalpolitikerinnen Frauen, die sich gerne kommunalpolitisch engagieren 
möchten, ein Jahr lang begleiten. Die Bündnispartnerinnen unterstützen die 
Mentoringpaare durch Seminarangebote und die Organisation von Vernetzungs-
treffen. 
Für die Region Rheinhessen haben sich im Jahr 2011 die kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten der Landkreise Alzey-Worms und Mainz-Bingen und der 
kreisfreien Städte Worms und Mainz zusammengeschlossen und veranstalten 
gemeinsam mit dem Landfrauen Verband Rheinhessen ein solches lokales 
Mentoringprojekt. 45 Frauen sind in 20 Mentoringteams organisiert und werden 
durch Vernetzungs- und Qualifizierungsangebote in ihrer Arbeit von den 
Bündnispartnerinnen unterstützt. 
 
Das Projekt, das finanziell auch vom Landesfrauenministerium gefördert wird, läuft 
noch bis Herbst 2013. Auch im Jahr 2014 sind Initiativen zur Erhöhung des 
Frauenanteils in den kommunalen Parlamenten seitens der Gleichstellungsstelle 
geplant. 
 
3.6  Gewalt gegen Frauen und Mädchen 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen ist noch immer ein zentrales Thema der 
Gleichstellungsarbeit. Die repräsentative Studie „Lebenssituation, Sicherheit und 
Gesundheit von Frauen in Deutschland“, die im Jahr 2004 vom Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend veröffentlicht wurde, macht deutlich, wie 
weit verbreitet Gewalt gegen Frauen und Mädchen noch immer ist: 
 
• 37% der in Deutschland lebenden Frauen haben mindestens einmal in ihrem 

Leben körperlicher Gewalt erfahren 

                                                 
12 http://www.bundestag.de/bundestag/abgeordnete17/mdb_zahlen/frauen_maenner.html (zuletzt 
aufgerufen am 07.03.2013) 
13 http://www.landtag.rlp.de/Abgeordnete/Statistik/ (zuletzt aufgerufen am 07.03.2013) 
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• Jede siebte Frau hat seit ihrem 16. Lebensjahr mindestens einmal (strafrechtlich 
relevante) Formen sexueller Gewalt erlebt 

• Jede vierte Frau ist mindestens einmal von körperlicher und/oder sexueller 
Gewalt durch einen Partner oder Ex-Partner betroffen 

• 58% der befragten Frauen haben unterschiedliche Formen sexueller Belästigung 
erlebt  

 
Auch in Worms ist Gewalt gegen Frauen alltäglich. 
 
• Die Interventionsstelle, die nach einem Polizeieinsatz proaktive Beratung für 

Frauen anbietet, die Gewalt in der Partnerschaft erleben, hat im Jahr 2012 
insgesamt 85 Frauen beraten und begleitet 

• Das Frauenhaus hat 2012 insgesamt 41 Frauen und 40 Kinder aufgenommen 
und ihnen Schutz vor dem gewalttätigen Partner oder Ex-Partner geboten. 100 
gewaltbetroffene Frauen, die um eine Aufnahme ins Frauenhaus baten, mussten 
an andere Einrichtungen weitervermittelt werden, da in Worms alle Plätze belegt 
waren. Zusätzlich wurden von den Mitarbeiterinnen des Frauenhauses im Jahr 
2012 insgesamt 90 ambulante Beratungen durchgeführt. 

• Im Warbede Frauenzentrum wurden im Jahr 2011 insgesamt 422 persönliche und 
48 telefonische Beratungen durch die Mitarbeiterin des Frauennotrufs 
durchgeführt. Damit wurden 80 Betroffene und 6 Unterstützerinnen von 
Betroffenen zum Thema sexualisierte Gewalt gegen Frauen beraten. Die 
Psychotherapeutische Stelle bot 14 Frauen, die aufgrund des Erlebens sexueller 
Gewalt traumatisiert sind, einen Therapieplatz an und führte mit diesen insgesamt 
366 Therapiegespräche 

 
Wormser Interventionsprojekt gegen Gewalt in engen sozialen Beziehungen 
Im Wormser Interventionsprojekt gegen Gewalt in engen sozialen Beziehungen, kurz 
WIP,  stehen Akteurinnen und Akteure, die in ihrem beruflichen Alltag mit dem 
Thema Gewalt in engen sozialen Beziehungen konfrontiert sind, in regelmäßigem 
Austausch miteinander. Mitglieder sind unter anderem Vertreterinnen und Vertreter 
von Justiz und Polizei, Frauenhaus und Frauenzentrum, die Interventionsstelle sowie 
viele städtische Einrichtungen wie Jugendamt und Ausländerbehörde.  
Die Gleichstellungsstelle hat die Geschäftsführung des Gremiums inne. Durch die 
viermal jährlich stattfindenden Treffen soll gewährleistet werden, dass die Zusam-
menarbeit aller beteiligten Einrichtungen in konkreten Fällen von Gewalt in engen 
sozialen Beziehungen reibungslos funktioniert14. Defizite in diesem Ablauf können 
erkannt und ausgeräumt werden. Damit dies gelingt, ist eine gute Vernetzung der 
beteiligten Akteurinnen und Akteure notwendig, die nur durch regelmäßigen, 
persönlichen Austausch hergestellt werden kann. 
 
Neben diesem Vernetzungsauftrag leistet WIP durch die Organisation von Veran-
staltungen und Fachvorträgen Öffentlichkeitsarbeit, um das Thema Gewalt in engen 
sozialen Beziehungen weiter zu enttabuisieren. Hinzu kommt die themen- oder 
projektbezogene Arbeit in verschiedenen Unterarbeitsgruppen, um konkrete Hilfen 
für gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder zu erarbeiten und so das Hilfesystem 
kontinuierlich zu verbessern. 

                                                 
14 so genannte Interventionskette 
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In den Jahren 2011 und 2012 befasste sich WIP neben der Öffentlichkeitsarbeit vor 
allem mit der Verbesserung der Zugangswege zu Unterstützungseinrichtungen für 
gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder. 
 
Wege aus der Gewalt 
Der Flyer „Wege aus der Gewalt“ wurde bereits im Jahr 2003 – damals unter dem 
Titel „Rat und Hilfe“ – von WIP entwickelt und erstmals herausgegeben. Dabei 
handelt es sich um einen kleinen Flyer im „Hosentaschenformat“, der sich direkt an 
betroffene Frauen wendet und diese über ihre Rechte und Handlungsmöglichkeiten 
aufklärt.  
Im Jahr 2011 wurden Text und Layout des Flyers komplett überarbeitet. Der Text 
wurde gekürzt und durch das neue Layout übersichtlicher gestaltet. 
Der Flyer informiert nun über die Strafbarkeit von Gewalt in der Familie und bestärkt 
Frauen darin, sich an die Polizei oder eine Beratungsstelle zu wenden. Außerdem 
erklärt er die Handlungsmöglichkeiten der Polizei nach dem Gewaltschutzgesetz, gibt 
Tipps zur Flucht in ein Frauenhaus und ermutigt Frauen, die erlittenen Verletzungen 
von einer Ärztin dokumentieren zu lassen. Des Weiteren enthält der Flyer Telefon-
nummern von Beratungs- und Anlaufstellen für gewaltbetroffene Frauen und ihre 
Kinder in Worms. 
Erhältlich ist der Flyer in den Sprachen deutsch, russisch, englisch und türkisch. 
Seine Erstellung wurde vom Landesamt für Jugend, Soziales und Versorgung und 
dem Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen des Landes 
Rheinland-Pfalz finanziell gefördert. 
 
Der Flyer wurde durch die Gleichstellungsstelle und weitere Mitglieder des 
Arbeitskreises WIP vor allem an Beratungsstellen, öffentliche Einrichtungen und 
Arztpraxen verteilt. Die Polizei gibt den Flyer außerdem bei Einsätzen wegen Gewalt 
in engen sozialen Beziehungen an betroffene Frauen weiter und informiert so über 
bestehende Unterstützungsmöglichkeiten, die die Frau auch zu einem späteren 
Zeitpunkt in Anspruch nehmen kann. 
 
Kinder im Kontext von Gewalt in engen sozialen Beziehungen 
Die Arbeitsgruppe „Kinder im Kontext von Gewalt in engen sozialen Beziehungen“ 
beschäftigt sich mit den massiven Auswirkungen von Partnerschaftsgewalt auf in der 
Familie lebende Kinder, selbst wenn diese nicht unmittelbar Gewalt ausgesetzt sind. 
Das Miterleben gewaltvoller Situationen zwischen den erwachsenen 
Bezugspersonen erzeugt bei Kindern oftmals starke Angst- und Ohnmachtsgefühle. 
Häufig empfinden Kinder auch Scham oder Schuldgefühle, da sie sich für die Gewalt 
verantwortlich fühlen oder sich vorwerfen, die Mutter nicht beschützt zu haben. 
 
Ziel der gemeinsamen Arbeit ist es, die Unterstützungsmöglichkeiten für Kinder, die 
Gewalt in engen sozialen Beziehungen erleben, zu verbessern und die Öffentlichkeit 
für die Situation betroffener Kinder zu sensibilisieren. 
Dafür wurden in den Jahren 2011 und 2012 zwei zentrale Projekte realisiert: 
 
Zuhause bei Schulzes  
Damit betroffene Kinder mit ihren Problemen und Gefühlen nicht allein sind und sich 
leichter Unterstützung suchen können, wurde die Broschüre „Zuhause bei Schulzes“ 
erstellt. Dabei handelt es sich um eine ursprünglich vom Kinderbüro der Stadt 
Karlsruhe erarbeitete Broschüre, die kindgerecht über das Thema Gewalt in engen 
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sozialen Beziehungen informiert und auf Beratungsstellen verweist. Diese Broschüre 
wurde mit freundlicher Genehmigung des Kinderbüros Karlsruhe übernommen und 
durch Telefonnummern von Wormser Unterstützungseinrichtungen sowie die 
„Nummer gegen Kummer“ ergänzt und gedruckt. 
 
Mit der Broschüre erhalten Fachkräfte wie Pädagoginnen und Pädagogen, 
Erzieherinnen und Erzieher aber auch Fachpersonen von Beratungsstellen ein Mittel, 
um mit Kindern über das Thema Gewalt in engen sozialen Beziehungen ins 
Gespräch zu kommen. Betroffene Kinder werden ermutigt, sich Hilfe zu holen und im 
Erleben dieser schwierigen Situation unterstützt. Die Finanzierung der Broschüre 
erfolgte durch die Gleichstellungsstelle, das Netzwerk Kinderschutz und den Weißen 
Ring. 
 
Weltkindertag 
Das Wormser Interventionsprojekt gegen Gewalt in engen sozialen Beziehungen 
beteiligte sich, vertreten durch die Arbeitsgruppe „Kinder im Kontext von Gewalt in 
engen sozialen Beziehungen“, im Jahr 2011 erstmals am Weltkindertag in Worms. 
An einem Aktionsstand konnten Kinder unter dem Motto „Mein sicheres Zuhause“ 
Bilder malen und sie anschließend an einen Luftballon geknotet in den Himmel 
steigen lassen. Eltern wurden so mithilfe einer positiven Botschaft niedrigschwellig 
für das Thema Gewalt in engen sozialen Beziehungen sensibilisiert und bei Bedarf 
mit Informationen zu Unterstützungseinrichtungen versorgt. 
Aufgrund der positiven Resonanz wurde die Aktion beim Weltkindertag 2012, dies-
mal unter dem Motto „Ich bin gegen Gewalt“, wiederholt. 
 
25. November – Internationaler Tag gegen Gewalt an Frauen 
Gemeinsam mit dem Wormser Interventionsprojekt organisiert die Gleichstellungs-
stelle jedes Jahr zum Internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen eine oder 
mehrere Veranstaltungen, um die Öffentlichkeit für das Thema Gewalt gegen Frauen 
zu sensibilisieren. 
Wie jedes Jahr beteiligte sich Worms auch in den Jahren 2011 und 2012 gemeinsam 
mit mehr als 300 anderen Städten und Gemeinden an der Fahnenaktion der Frauen-
rechtsorganisation Terre des Femmes. Dabei wurde die Fahne „Frei leben - ohne 
Gewalt“ in einer kleinen Feierstunde gehisst und wehte anschließend eine Woche 
vor dem Wormser Rathaus. 
Im Jahr 2011 fand zusätzlich eine Filmvorführung im Haus zur Münze statt, die sich 
an eine interessierte Öffentlichkeit wandte. Gezeigt wurde der Film „Wie im Himmel“, 
der auch Gewalt in engen sozialen Beziehungen thematisiert. 
 
Im Jahr 2012 organisierten Gleichstellungsstelle und Wormser Interventionsprojekt 
im Anschluss an die Fahnenhissung einen Fachvortrag für Fachkräfte von 
Beratungs- und Unterstützungseinrichtungen sowie für Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren zum Thema Vergewaltigungsmythen.  
 
Mit Vergewaltigungsmythen werden stereotype Vorstellungen über Vergewaltigungen 
bezeichnet, die trotz wissenschaftlicher Widerlegung von vielen Menschen geteilt 
werden und oftmals sexualisierte Gewalt verharmlosen und die Täter entlasten15.  
Solche Vergewaltigungsmythen sind zum Beispiel: 

                                                 
15 http://www.denkwerkstattblog.net/2011/03/vergewaltigungsmythen/ (zuletzt abgerufen 03.04.2013) 
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• Nur eine Vergewaltigung durch einen (psychisch kranken) Fremdtäter im 

öffentlichen Raum ist eine „richtige“ Vergewaltigung.  
 
• Frauen, die sich „leichtsinnig“ verhalten (nachts alleine unterwegs sind, zu viel 

Alkohol trinken, „aufreizende“ Kleidung tragen etc.), sind selbst schuld, wenn sie 
vergewaltigt werden 

 
• Wenn eine Frau nein sagt, meint sie eigentlich ja. Sie wollte vergewaltigt werden. 
 
Diese Mythen, die bei Männern und Frauen gleichermaßen verankert sind und von 
einem Großteil der Gesellschaft akzeptiert werden, haben fatale Folgen für die Opfer 
sexueller Gewalt. Sie führen unter anderem dazu, dass Frauen seltener Anzeige 
erstatten, da sie sich schuldig fühlen.  
Da die Vergewaltigungsmythen auch bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Justiz 
sowie bei Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten verbreitet sind, kommt es auch in 
Gerichtsprozessen häufig dazu, dass den Opfern eine Mitschuld am Geschehen 
suggeriert und der Täter freigesprochen wird. 
 
Um über das Phänomen Vergewaltigungsmythen und die allgemeine gesellschaft-
liche Akzeptanz solcher Vorstellungen zu informieren und Handlungsansätze zur 
Überwindung dieser Mythen zu diskutieren, war Frau Prof. Eyssel von der Universität 
Bielefeld zu Gast in Worms. Sie berichtete über den aktuellen Stand ihrer 
Forschungen zum Thema Vergewaltigungsmythenakzeptanz und diskutierte mit den 
teilnehmenden Fachkräften Lösungsansätze im Umgang mit diesen weit verbreiteten 
Stereotypen. 
Der Fachvortrag war mit ca. 40 Personen gut besucht und die Teilnehmenden 
tauschten sich bei der anschließenden Diskussion intensiv aus. 
 
Aktionstag „Null Toleranz gegenüber weiblicher Genitalverstümmelung“ 
In Kooperation mit der Stadtbibliothek der Stadt Worms beteiligte sich die Gleich-
stellungsstelle im Jahr 2012 erstmals am Internationalen Aktionstag „Null Toleranz 
gegenüber weiblicher Genitalverstümmelung“, der seit 2003 jährlich am 06. Februar 
stattfindet.  
Ziel des Tages ist es, die Öffentlichkeit für diese schwere Menschenrechtsverletzung 
zu sensibilisieren. Weltweit sind ca. 150 Millionen Frauen und Mädchen von 
weiblicher Genitalverstümmelung betroffen, die traditionellerweise in 28 afrikanischen 
Ländern, im Süden der arabischen Halbinsel sowie in Teilen Asiens verbreitet ist. 
Jedes Jahr werden laut Unicef weitere drei Millionen Mädchen Opfer dieser Praktik – 
das sind rund 8.000 pro Tag. Die betroffenen Frauen leiden ihr Leben lang körperlich 
und seelisch an den Folgen des Eingriffs – auch hier in Deutschland16. 
Besonders wichtig für die in Deutschland lebenden beschnittenen Frauen ist, dass 
sie eine kultursensible Gesundheitsversorgung erhalten und auf informiertes und 
aufgeklärtes medizinisches Fachpersonal treffen. Ebenso wichtig ist es, die 
Hintergründe und Ursachen weiblicher Genitalverstümmelung in der Öffentlichkeit 
sensibel darzustellen, ohne dabei rassistische Vorurteile und Stereotype zu 
reproduzieren. Die Wanderausstellung des Deutschen Frauenrings „Aktiv gegen 
                                                 
16 Terre des Femmes (2012): Hintergrundinformationen zu weiblicher Genitalverstümmelung , in: 
http://frauenrechte.de/online/images/downloads/fgm/buechertischaktion/2013/Hintergrundinformatione
n_FGM.pdf(zuletzt abgerufen: 04.04.2013) 
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Genitalverstümmelung“ leistet genau diese sensible Aufklärungsarbeit. Sie wurde 
vom 06.-24. Februar 2012 im Haus zur Münze gezeigt und durch zwei 
Veranstaltungen ergänzt. 
Am 6. Februar fand die feierliche Eröffnung der Ausstellung statt, die durch musi-
kalische Darbietungen der Trommelgruppe Kamohelo bereichert wurde. Am 09. 
Februar veranstalteten Stadtbibliothek und Gleichstellungsstelle dann einen 
Vortragsabend mit der Kulturanthropologin Alexandra von Bose, die die Teilneh-
menden über Ursachen und Folgen weiblicher Genitalverstümmelung aufklärte, 
Präventionsprojekte vorstellte und die Notwendigkeit einer kultursensiblen 
Gesundheitsversorgung für betroffene Frauen verdeutlichte. 
Das Echo auf die Veranstaltung und die Ausstellung war groß. Mehrere Schulklassen 
sahen sich die Ausstellung an und informierten sich bei der Gleichstellungsstelle 
über weibliche Genitalverstümmelung.  
 
Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass das Thema Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen in all seinen Ausprägungen auch zukünftig ein wichtiges Arbeitsfeld der 
Gleichstellungsstelle bleiben wird. Dabei sollen einerseits präventive Ansätze verfolgt 
werden, um langfristig einen Beitrag zur Verringerung der Betroffenheit zu leisten; 
andererseits müssen Hilfsangebote geschaffen und gut miteinander vernetzt werden, 
damit betroffene Frauen in Worms schnell und unbürokratisch Unterstützung finden.  
 
In Zeiten knapper werdender Ressourcen ist jedoch fraglich, ob die dringend 
notwendigen Beratungseinrichtungen und Hilfsangebote für gewaltbetroffene Frauen 
weiter ausgebaut und verbessert werden, so dass zukünftig alle Frauen Zugang zu 
Beratung und Begleitung haben. 
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4. Umsetzung des Landesgleichstellungsgesetzes in der Stadtverwaltung
 Worms 
Für die Gleichstellungsstelle werden deren verwaltungsinterne Aufgaben durch die 
im Landesgleichstellungsgesetz (LGG) vorgegebenen Beteiligungen und Mitwir-
kungen definiert.  
Ziel des Gesetzes ist die Gleichstellung von Frauen und Männern im öffentlichen 
Dienst und der Abbau bestehender Benachteiligungen von Frauen. 
Gemäß § 18 LGG unterstützt die Gleichstellungsstelle die Dienststelle bei der 
Ausführung des LGG zur Gleichstellung von Frau und Mann. Um dies zur erreichen, 
wirkt sie an allen sozialen, organisatorischen und personellen Maßnahmen mit, die 
die weiblichen Beschäftigten betreffen. Insbesondere die Mitwirkung bei der Erstel-
lung des Frauenförderplanes und des Berichts über seine Umsetzung sowie die 
Teilnahme an Stellenbesetzungs- und Beförderungsverfahren sind wesentliche 
Aufgaben.  
 
Vernetzung auf Landesebene – Novellierung des 
Landesgleichstellungsgesetzes 
Nach der Landtagswahl im März 2011 schrieben SPD und Bündnis 90/Die Grünen in 
ihrem Koalitionsvertrag die Novellierung des aus dem Jahr 1995 stammenden 
Landesgleichstellungsgesetzes (LGG) fest. Als Ziel wurde die Schaffung eines 
modernen und effizienten Instruments zur Verwirklichung der Chancengleichheit 
festgelegt17. In die Pläne zur Novellierung wurde die Landesarbeitsgemeinschaft der 
Gleichstellungsbeauftragten nach dem Landesgleichstellungsgesetz  (LAG-LGG) 
frühzeitig vom Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen 
eingebunden.  
Bereits im November 2011 hat die LAG-LGG ein Eckpunktepapier18 erarbeitet, in 
dem sie Handlungsempfehlungen für die geplante Novellierung abgab. 
Zentrale Empfehlung dieses Eckpunktepapiers ist die Stärkung der Gleichstellungs-
beauftragten durch eine je nach Dienststelle teilweise oder vollständige Freistellung 
von ihren übrigen Aufgaben sowie durch eine gesetzliche Konkretisierung und 
differenzierte Beschreibung ihrer Beteiligungsrechte. 
Außerdem wird empfohlen, konkrete Sanktionsmöglichkeiten bei Verstößen gegen 
das LGG bzw. die Beteiligungsrechte der Gleichstellungsbeauftragten 
festzuschreiben. So wird analog zu den Regelungen des Bundesgleichstellungsge-
setzes ein Klagerecht für Gleichstellungsbeauftragte bei Nichtbeteiligung bzw. bei 
Verstoß der Dienststelle gegen das LGG angeregt.  
Zur Zeit wird von der zuständigen Abteilung des Ministeriums für Integration, Familie, 
Kinder, Jugend und Frauen ein erster ReferentInnenentwurf erarbeitet, der diese 
Eckpunkte berücksichtigen soll. 
 
Umsetzung und Fortschreibung des Frauenförderplanes 
Der Frauenförderplan wurde von der Abteilung 1.03 – Personal- und Organisations-
management unter Beteiligung der Gleichstellungsstelle erarbeitet und im März 2011 
vom Stadtrat verabschiedet. Er enthält eine Vielzahl von Maßnahmen zur Förderung 
der Gleichstellung von Frauen und Männern, die es in den kommenden sechs Jahren 

                                                 
17 SPD/BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (2011): Koalitionsvertrag 2011-2016 Rheinland-Pfalz, S. 74 in:  
http://spdnet.sozi.info/rlp/dl/Koalitionsvertrag.pdf (zukletzt abgerufen am 04.04.2013) 
18 LAG-LGG (2011): Eckpunktepapier zur LGG-Novellierung, in: http://gleichstellungsbeauftragte-
rlp.de.www247.your-server.de/wp-content/uploads/2012/06/Eckpunkte-Entwurf-aktuell.pdf (zuletzt 
abgerufen am 04.04.2013) 
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umzusetzen gilt. Innerhalb dieses Zeitraumes hat alle zwei Jahre eine Fortschrei-
bung zu erfolgen. In dieser ist zu überprüfen, inwieweit die Ziele des 
Frauenförderplanes erreicht wurden. Bei Bedarf ist eine Anpassung der Maßnahmen 
an die aktuellen Entwicklungen vorzunehmen. (§ 6 Abs. 3 LGG). 
 
In den Jahren 2011 und 2012 gab es in unregelmäßigen Abständen, jeweils auf 
Initiative der Gleichstellungsbeauftragten, Gespräche zwischen Gleichstellungsstelle 
und Personal- und Organisationsmanagement zur geplanten Umsetzung des 
Frauenförderplanes. 
Abgesehen von der Beteiligung der Stadtverwaltung Worms am Girls’ Day wurde 
jedoch keine der vorgesehenen Maßnahmen umgesetzt. Auch der geplante Arbeits-
kreis, der die Umsetzung der im Frauenförderplan festgelegten Maßnahmen beglei-
ten soll, wurde von der Personalabteilung der Stadtverwaltung nicht eingerichtet. 
 
Die Fortschreibung des Frauenförderplanes ist für Sommer 2013 vorgesehen. 
 
Mitwirkung bei sozialen, personellen und organisatorischen Maßnahmen 
An den Vorstellungsgesprächen kann die Gleichstellungsstelle immer teilnehmen, es 
sei denn, dass bei Personalentscheidungen nur männliche oder nur weibliche 
Bewerber zur Auswahl stehen (§ 18 Abs. 5 LGG).  
Im Jahr 2012 fanden 64 Ausschreibungen statt, die die Einstellung von 66 
Bewerberinnen und Bewerbern zur Folge hatten. Die Gleichstellungsbeauftragte oder 
ihre Stellvertreterin nahmen im Jahr 2012 an 27 Vorstellungsgesprächen teil. In elf 
weiteren Fällen standen nur männliche oder nur weibliche Bewerber zur Auswahl, 
weswegen die Beteiligungsrechte der Gleichstellungsbeauftragten entfielen. In neun 
Fällen verzichtete die Gleichstellungsstelle auf eine Teilnahme, da es sich um 
Tätigkeiten in Bereichen handelte, in denen keine Unterrepräsentanz von Frauen 
vorlag. Dabei handelte es sich vor allem um Vorstellungsgespräche im Reinigungs-
dienst und im Sozial- und Erziehungsbereich.  
In zwölf Fällen konnte die Gleichstellungsstelle aufgrund von Terminüberschnei-
dungen nicht an den Gesprächen teilnehmen. Lediglich in fünf Fällen erhielt die 
Gleichstellungsstelle keine Einladung zu bevorstehenden Vorstellungsgesprächen. 
Zusätzlich fanden im Jahr 2012 acht Bewerbungsrunden für Auszubildende statt. Die 
Gleichstellungsstelle nahm hierbei an sieben Auswahlverfahren teil und achtete – vor 
allem im technisch-gewerblichen Bereich – auf die Wahrung der Chancengleichheit 
von Frauen und Männern.  
Die Beteiligung der Gleichstellungsstelle an der Personalauswahl funktioniert in der 
Regel rechtzeitig und ohne Probleme.  
 
Darüber hinaus findet jedoch leider keine Einbindung bei weiteren Personalmaßnah-
men wie Versetzungen, Abmahnungen, Kündigungen oder bei Beförderungsverfah-
ren statt, obwohl die Mitwirkungsrechte gesetzlich bestimmt sind. Auch Stellenaus-
schreibungen bzw. der Verzicht darauf, Anträge von Mitarbeiterinnen auf Teilzeit 
oder der Einsatz von Wiedereinsteigerinnen werden mit der Gleichstellungsbeauf-
tragten nicht erörtert. Zwar findet in der Regel eine Information bereits getroffener 
Entscheidungen statt, dieses Vorgehen entspricht jedoch nicht den Regelungen des 
Landesgleichstellungsgesetzes, das eine so frühzeitige Information der Gleichstel-
lungsstelle festschreibt, dass die Entscheidungsfindung noch beeinflusst werden 
kann. 
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Auch an organisatorischen und sozialen Maßnahmen wird die Gleichstellungs-
beauftragte nur punktuell – wie bei der Einführung von Zielvereinbarungen – beteiligt. 
In der Zusammenarbeit mit dem Personalrat finden regelmäßig Gespräche zu 
einzelnen Maßnahmen mit den freigestellten Personalrätinnen statt. Von der 
Möglichkeit, die Gleichstellungsbeauftragte zu den regelmäßigen Sitzungen des 
Gremiums einzuladen und mir ihr gleichstellungsrelevante Themen zu erörtern, hat 
die Personalvertretung bislang keinen Gebrauch gemacht. 
 
Führen mit Zielvereinbarungen 
Das Führen mit Zielvereinbarungen wurde im Jahr 2012 in der Stadtverwaltung 
Worms implementiert. In den Prozess zu Erarbeitung eines Konzepts zur Umsetzung 
wurde die Gleichstellungsbeauftragte frühzeitig einbezogen, so dass die Möglichkeit 
bestand, an der Erstellung eines Leitfadens mitzuwirken. Auch die Konzeption der 
Schulungen von Führungskräften und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wurde von 
der Gleichstellungsbeauftragten begleitet. 
Leider ist die Gleichstellungsstelle jedoch nicht in der nach §18 TVöD einzurich-
tenden betrieblichen Kommission zur Entwicklung, Begleitung und Evaluierung des 
Leistungsentgeltsystems vertreten. Der TVöD sieht nicht zwingend vor, dass die 
Gleichstellungsbeauftragte dieser Kommission angehört – allerdings findet in 
anderen Kommunalverwaltungen des Landes Rheinland-Pfalz eine Beteiligung statt. 
 
Beratung der Beschäftigten 
Zu den Aufgaben der Gleichstellungsstelle gehört auch die Beratung von weiblichen 
Beschäftigten wenn diese sich wegen ihres Geschlechts benachteiligt fühlen. Hierzu 
gehören vor allem die Themen Mobbing und sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz, 
zu denen es in den vergangenen zwei Jahren einige Anfragen von Kolleginnen gab.  
 
Repräsentative Studien des Bundesfamilienministeriums haben gezeigt, dass 58% 
der befragten Frauen sexuelle Belästigung erlebt haben, 22% der Betroffenen gaben 
an, die Belästigungen hätten am Arbeitsplatz stattgefunden. Diese Zahlen legen 
nahe, dass es auch bei der Stadt Worms Fälle sexueller Belästigung gibt, die nicht 
öffentlich werden. Grund für diese Tabuisierung könnte sein, dass es zur Zeit keine 
verbindlichen Regelungen zum Umgang mit dieser Thematik gibt und die Betroffenen 
nicht wissen, was passiert, wenn sie eine Belästigung öffentlich machen.  Dabei 
entscheidet die Reaktion von Führungskräften auf Beschwerden wegen sexueller 
Belästigung in ihrem Verantwortungsbereich maßgeblich darüber, ob eine für die 
Betroffenen zufriedenstellende Lösung der Situation herbeigeführt werden kann.  
 
Aus diesem Grund sind der Abschluss einer Dienstvereinbarung, die Erstellung eines 
verbindlichen Handlungsleitfadens für den Umgang mit dem Thema sexuelle 
Belästigung am Arbeitsplatz und verpflichtende Schulungen für Führungskräfte 
unbedingt notwendig. 
 
Ausblick 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Umsetzung des Landesgleichstel-
lungsgesetzes in der Stadtverwaltung Worms nur unzureichend erfolgt. Zwar gibt es 
punktuell eine Information über einzelne Planungen, auf die dann in der Regel auch 
eine konstruktive Auseinandersetzung mit den Argumenten und Einwänden der 
Gleichstellungsstelle folgt. Allerdings wird in der Mehrzahl der Sachverhalte, für die 
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das Landesgleichstellungsgesetz eine Mitwirkungspflicht der Gleichstellungsstelle 
vorsieht, der Beteiligungsprozess nicht durchgeführt.  
 
Das aktuell gültige Landesgleichstellungsgesetz kann nur dann Wirkung entfalten, 
wenn in der Verwaltung ein Konsens über die Wichtigkeit und Notwendigkeit 
gleichstellungspolitischer Maßnahmen zur Förderung der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern besteht. Dieser Konsens kann nur durch ein klares Bekenntnis 
der Dienststellenleitung zu den Grundsätzen des Landesgleichstellungsgesetzes 
hergestellt werden. 
Es bleibt zu hoffen, dass die Novellierung stärkere Rechte der Gleichstellungsbeauf-
tragten im Falle einer Nichtbeteiligung vorsieht, so dass die gesetzlichen Regelungen 
tatsächlich Wirkung entfalten können. 
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Schlussbemerkungen 
 
„Glaube nicht, es muss so sein, weil es so ist und immer so war. Unmöglichkeiten 
sind Ausflüchte steriler Gehirne. Schaffe Möglichkeiten.“ 
  Hedwig Dohm (1931-1919) 
 
Im 25. Jahr ihres Bestehens hat die Arbeit der Gleichstellungsstelle nichts an 
Aktualität eingebüßt. Noch immer ist die Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern nicht vollständig erreicht. 
 
Was aber sind die konkreten Themen und Problemfelder, mit denen sich eine 
kommunale Gleichstellungsarbeit der Zukunft auseinandersetzen muss?  
Was muss sich ändern, damit eine (geschlechter-)gerechte Gesellschaft entstehen 
kann? 
 
Das Bundesfrauenministerium hat im Jahr 2011 anlässlich seines 25jährigen 
Jubiläums 2.000 Bürgerinnen und Bürger gefragt, welchen Themen sich die Politik 
annehmen müsse, wenn sie für mehr Geschlechtergerechtigkeit eintreten wolle. Die 
Ergebnisse zeigen, dass viele Problem- und Fragestellungen, die bereits seit Jahr-
zehnten diskutiert werden, noch immer hochaktuell sind. 
Die Frage der Entgeltgleichheit gehört ebenso dazu wie die Forderung nach 
fundamentalen Strukturveränderungen in der Arbeitswelt, um Frauen die gleichbe-
rechtigte Teilhabe zu ermöglichen. Auch dem Schutz von Frauen, die Opfer von 
Gewalt werden, räumen die Befragten eine hohe Priorität ein. 
 
Doch es kommen auch immer wieder neue Perspektiven hinzu. Die Frage nach der 
Berücksichtigung von Intersektionalität19 in der eigenen Arbeit oder die Sichtbar-
machung von queeren20 Identitäten gehören zu diesen „neuen“ Perspektiven, die die 
Gleichstellungsstelle in ihrer zukünftigen Arbeit verstärkt mitdenken muss. 
 
Letztendlich kann die Gleichberechtigung der Geschlechter aber nur gelingen, wenn 
ein gesellschaftlicher Konsens über ihre Notwendigkeit besteht. 
Auch wenn zur Verwirklichung einer gleichberechtigten Gesellschaft mitunter gehört, 
eigene Privilegien kritisch zu hinterfragen und im Zweifelsfall aufzugeben, bietet 
dieser Weg doch eine Vielzahl an Chancen für alle Geschlechter, die es lohnenswert 
machen, ihn zu gehen. 
                                                 
19 Unter Intersektionalität ist die Überschneidung verschiedener Diskriminierungsformen in einer 
Person zu verstehen. Diskriminierung erfolgt demnach aufgrund mehrerer sozialer Kategorien wie z.B. 
Geschlecht, sexueller Orientierung, Nationalität, Religion oder Hautfarbe, die gleichzeitig 
zusammenwirken. Ein intersektionaler Arbeitsansatz verlangt daher, sich eigener gesellschaftlicher 
Privilegien bewusst zu werden und Diskriminierungserfahrungen anderer Menschen beim eigenen 
Handeln mitzudenken und sichtbar zu machen. Weitere Informationen: Walgenbach, Katharina 
(2012): Intersektionalität - eine Einführung. in; www.portal-intersektionalität.de(15.04.2013)  
 
20 Das englische Wort queer meint wörtlich ‚schräg‘ oder ‚seltsam‘. In Aktivismus und Theorie 
bezeichnet der Begriff marginalisierte Positionen von Sexualität und Geschlecht, die sich jenseits von 
Heteronormativität und den binären Geschlechtskategorien Mann/Frau verorten – darunter 
Transgender, Transsexualität und Intersexualität. Weitere Informationen: Dietze, Gabriele / Haschemi 
Yekani, Elahe / Michaelis, Beatrice: Queer und Intersektionalität, in:www.portal-intersektionalität.de 
(15.04.2013) 
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